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Vorprüfung gemäß § 9 i.V.m. § 7 UVPG zur Feststellung der UVP-Pflicht 

Ergebnis der Vorprüfung 

Im Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht gemäß § 9 Absatz 

3 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 7 UVPG stelle ich fest, dass das Vorhaben: Bauvorhaben „Nacher-

schließung Gleis Star Park“ (Entwicklungsgesellschaft Industriegebiet Halle-Saalkreis 

mbH & Co. KG) nicht UVP-pflichtig ist, da es aufgrund einer überschlägigen Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblich nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung 

zu berücksichtigen wären.  

Der Entscheidung lagen folgende Unterlagen zu Grunde: 

− Kurzbeschreibung (Januar 2020 – März 2020) 

− Antwortschreiben des Vorhabenträgers „Nachgeforderte Unterlagen zur Feststellung der 
UVP-Pflicht“ vom 15. September 2022 

− Prüfschema zur Feststellung der UVP-Pflicht gemäß § 5 i.V.m. § 7/ § 9 UVPG 

− Schallimmissionsprognose vom 12. September 2022 

− Anlage 1 Lageplan 

− Artenschutzbeitrag vom 1. November 2021 

− Faunistischer Erläuterungsbericht vom 1. November 2021 

Darüber hinaus wurde folgende weitere Quelle einbezogen: 

− Daten des GIS-Auskunftssystems des Landes Sachsen-Anhalt (Stand 10/2022) 

− Daten des Raumordnungskatasters Sachsen-Anhalt (ARIS) (Stand 10/2022) 

− Denkmalinformationssystem (sachsen-anhalt.de) (Stand 10/2022) 

 

Begründung 

Gliederung: 

1. Beschreibung der relevanten Merkmale des Vorhabens 

2. Beschreibung der relevanten Merkmale des Standortes und der Ausgangslage 

3. Einordnung des Vorhabens unter die Kriterien der Anlage 1 UVPG 

4. Vorgesehene Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

5. Beschreibung der Umwelteinwirkungen des Vorhabens und Einschätzung deren 
Nachteiligkeit unter Verwendung der Kriterien der Anlage 3 UVPG 
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1. Beschreibung der relevanten Merkmale des Vorhabens 

Die Stadt Halle hat östlich der A14 den Star-Park zur Gewerbeansiedlung erschlossen. Das 

Industriegebiet verfügt bereits über einen Gleisanschluss, der durch die Stadt Landsberg be-

trieben wird. Östlich der Wegastraße plant Smart Press Shop als Zulieferer der Fa. Porsche 

ein Presswerk, welches über einen Gleisanschluss verfügen soll. Die vorhandenen Gleisanla-

gen sind auf Grund der bereits in Planung befindlichen Flächenstruktur und Fabrikplanung 

dafür nicht nutzbar. Es soll daher ein neues Gleis errichtet werden, welches aus dem Gleisbo-

gen ausbinden soll, der sich unmittelbar hinter der Flankenschutzweiche des Gleisanschlus-

ses zur DB AG hin anschließt. Es sollen 5 Bahnübergänge errichtet werden. Sie werden als 

nicht technisch gesicherte Bahnübergänge mit Andreaskreuzen errichtet. 

 

Hierzu gab es bereits einen Trassierungsentwurf, der jedoch eine landwirtschaftlich genutzte 

Fläche zwischen Star-Park und DB-Strecke 6345 Halle (Saale) – Guben ungünstig teilt. Die 

Trassierung soll dahingehend nochmals optimiert werden.  

 

Außerdem sollten vorhandene und geplante Leitungen und Straßen sowie die Liegenschaften 

ersichtlich sein. Die Lage des Gleises auf dem Grundstück der Fa. Smart Press Shop wird 

vorgegeben und ist bei der Trassierung als Zwangspunkt zu betrachten. 

2. Beschreibung der relevanten Merkmale des Standortes und der Ausgangslage 

Das geplante Vorhaben befindet sich im Landkreis Saalekreis in der Gemarkung Peißen/ Rei-
deburg im Industriegebiet „Star Park Halle“. Für das Industriegebiet wurde der Bebauungsplan 
Nr. 1 „Industriegebiet Halle-Saalkreis an der A14“ erstellt, der am 11.10.2002 in Kraft getreten 
ist. 

Im Verlauf der Trassierung wird der Zwebendorfer Graben (Gewässer 2. Ordnung) bei ca. km 

0,9+60 gequert. Der Graben ist ca. 2,5 bis 3,0 m tief und die Böschungen haben eine Neigung 

im Verhältnis 1:1 bis 1:1,5. Für die Querung wird der Graben auf einer Länge von ca. 15 m mit 

einem Stahlbetonrohr DN 1000 verrohrt und überschüttet. 

Der Graben für den Überlauf des Regenrückhaltebeckens wird durch das Gleis bei ca. km 

1,1+70 gequert. Der Graben hat ca. denselben Querschnitt wie der Zwebendorfer Graben. Er 

wird auf einer Länge von ca. 12 m mit einem Stahlbetonrohr DN 600 verrohrt und überschüttet. 

Ca. zwischen km 1,2+30 und 1,2+80 durchfährt die Gleistrasse den Bereich einer Ausgleichs-

maßnahme für den Gewerbepark. Die Ausgleichsfläche weist eine Vielzahl an differenzierten 

Biotop- und kleinräumigen Habitatstrukturen für besonders geschützte Tierarten auf. Als wert-

volle Habitatelemente von Brutvögeln finden sich großflächige Brachen, dornenreiche und teils 

ausgedehnte Gehölzanpflanzungen sowie zahlreiche künstlich angelegte Kleingewässer mit 

u. a. dichtem Schilfbewuchs oder steinigen Böschungen. Die ackerbaulich genutzten tiefgrün-

digen Lehm- und Lössböden stellen einen potenziellen Lebensraum für einige wenige Boden-

brüter (u. a. Feldlerche, Wachtel) dar. 
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Daten des GIS-Auskunftssystems des Landes Sachsen-Anhalt und des Raumordnungskata-

sters Sachsen-Anhalt (Radius des Suchraumes = 1000 m): 

Schutzgebiete/ Schutzbereiche Abstand zum Vorhaben 

Wasserschutzgebiet Hohenthurm (Zone 2 und 3) Ca. 300 m 

Archäologische Kulturdenkmale (Siedlung, Befestigung, 

Weg, Einzelfund) 

Im nördlichen Teil des Vorha-

bengebietes. Weitere archäolo-

gische Kulturdenkmale befin-

den sich im näheren Umkreis 

der geplanten Gleisanlage. 

Wohnbaufläche und gemischte Baufläche von Zweben-

dorf 

Ca. 700 m 

Wohnbaufläche und gemischte Baufläche von Peißen Ca. 800 m 

 

Geschützte Tierarten im Bereich des Vorhabens (äl-

tere Nachweise vor 2011 ausgenommen) 

Entfernung zum Vorhaben 

Wechselkröte Ca. 400 m 

 

Gemäß Unterlagen des Vorhabenträgers (Artenschutzbeitrag vom 1. November 2021) befin-

den sich im Eingriffsbereich und dessen nahem Umfeld weitere Tierarten (32 Brutvogelarten, 

7 Amphibienarten, Zauneidechse).  

3. Einordnung des Vorhabens unter die Kriterien der Anlage 1 UVPG 

Das geplante Vorhaben ist unter Ziffer 14.7 der Anlage 1 UVPG einzustufen: „Bau eines Schie-

nenweges von Eisenbahnen mit den dazugehörigen Betriebsanlagen sowie Bahnstromfernlei-

tungen auf dem Gelände der Betriebsanlage oder entlang des Schienenweges“. Bezüglich der 

geplanten Änderung ist entsprechend § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 7 UVPG eine allge-

meine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen. 

4. Vorgesehene Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

Für das vorliegende Vorhaben sind zum derzeitigen Bearbeitungsstand folgende Vermei-

dungs- und Minderungsmaßnahmen vorgesehen. Eine detaillierte Beschreibung der einzelnen 

Maßnahmen und weitere Maßnahmen sind im Artenschutzbeitrag vom 1. November 2021 so-

wie dem Antwortschreiben des Vorhabenträgers „Nachgeforderte Unterlagen zur Feststellung 

der UVP-Pflicht“ vom 15. September 2022 einzusehen.  

V1: Ökologische Baubegleitung (Artenschutz) 

V2: Zeitliche Beschränkung der Baufeldfreimachung (Gehölzentfernung, Erdarbeiten) und 

Gleisbauarbeiten zum Schutz von Brutvögeln 

V3: Umsiedlung von Zauneidechsen 

V4: Umsiedlung von Amphibien 

V5: Errichtung und Betreuung von Amphibien- und Reptilienschutzzäunen 

ACEF1: Anlage bzw. Ausweisung von Ersatzhabitaten für die Zauneidechse und Etablierung 

geeigneter Bruthabitate für Steinschmätzer und Haubenlerche 



Landesverwaltungsamt Halle 

 

 

4 
 

ACEF2: Anlage bzw. Ausweisung von Ersatzhabitaten für Amphibien 

ACEF3: Anlage bzw. Ausweisung von Nisthabitaten für Gehölzbrüter 

M1: Technische Optimierung der Gleisanlage und der Durchlassbauwerke bzgl. Passierbarkeit 

von Amphibien 

- Überarbeitung/ Verschiebung der ursprünglich im B-Plan vorgesehenen Gleistrasse 

zur Vermeidung der Landschaftszerschneidung 

- Anwendung der Vorkopf-Bauweise: dadurch keine zusätzliche Beanspruchung von 

Bauflächen außerhalb der fertiggestellten Gleisanlage 

- Beachtung AVV Baulärm 

- Bauzeitlicher Baumschutz gemäß DIN 18290 sowie RAS-LP 4 

- Oberbodensicherung sowie ordnungsgemäße Zwischenlagerung/ Wiederverwendung 

des Oberbodens gemäß DIN 18915 

- Ordnungsgemäße Behandlung und Wiederverwendung von Erdaushub 

- Vermeidung des Eintrages von Betriebs- und Schmierstoffen aus Maschinen und Bau-

fahrzeugen in Grundwasser und Boden 

- Umweltbaubegleitung 

5. Beschreibung der Umwelteinwirkungen des Vorhabens und Einschätzung deren 
Nachteiligkeit unter Verwendung der Kriterien der Anlage 3 UVPG 

Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 

Das Vorhaben wird in einem Industriegebiet realisiert. Die Wohnbaufläche der Ortschaft Zwe-

bendorf (ca. 700 m) und die Wohnbaufläche der Ortschaft Peißen (800 m) sind so weit vom 

Baustellenbereich der Gleise entfernt, dass nicht mit Beeinträchtigungen der Anwohner wäh-

rend der Bauausführung (v. a. durch Baulärm) gerechnet werden muss. 

Mit der Umsetzung des Vorhabens werden laut Schallgutachten vom 12. September 2022 die 

zulässigen Immissionsgrenzwerte nach 16. BImSchV an den Immissionsorten IO 1 – IO 6 

durch den Schienenverkehr auf dem geplanten Gleisanschluss im Tagzeitraum um mindes-

tens 23 dB und im Nachtzeitraum um mindestens 15 dB unterschritten. 

Insgesamt ist durch das Vorhaben bezüglich des Schutzgutes Menschen mit keinen erheblich 

nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Die Gleistrasse durchläuft auf einer Länge von ca. 440 m den Bereich einer Ausgleichsmaß-

nahme welche eine Vielzahl an differenzierten Biotop- und kleinräumigen Habitatstrukturen für 

besonders geschützte Tierarten aufweist (vgl. Kap. 2). Aus diesem Grund wurde ein Arten-

schutzbeitrag (1. November 2021) erstellt. Im Ergebnis dessen, führt das Vorhaben bei der 

Umsetzung der Vermeidungsmaßnahmen V1, V2, V3, V4 und V5 und der vorgezogenen Aus-
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gleichsmaßnahmen ACEF1, ACEF2 und ACEF3 sowie bei Umsetzung der Minimierungsmaß-

nahme M1 (siehe Kap. 4: Vorgesehene Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen) bei kei-

ner der betroffenen Arten zu einer Erfüllung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG. Laut dem Antwortschreiben des Vorhabenträgers 

„Nachgeforderte Unterlagen zur Feststellung der UVP-Pflicht“ vom 15. September 2022 findet 

sowohl mit der UNB Saalekreis als auch mit der UNB Halle ein projektbegleitender Austausch 

statt.  

Die ursprüngliche Lage des Gleises gemäß des B-Plans Nr. 1 vom 06.03.2002 wurde überar-

beitet. Die neu erarbeitete Variante verläuft vom Anschlussgleis randlich entlang des angren-

zenden Ackers welcher einen potenziellen Lebensraum für einige wenige Bodenbrüter (u. a. 

Feldlerche, Wachtel) darstellt (vgl. Kap. 4: M1: Technische Optimierung der Gleisanlage und 

der Durchlassbauwerke bzgl. Passierbarkeit von Amphibien). 

Insgesamt ist durch das geplante Vorhaben bezüglich des Schutzgutes Pflanzen, Tiere und 

biologische Vielfalt mit keinen erheblich nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

Schutzgüter Boden und Fläche 

Durch das geplante Vorhaben kommt es zu einer Totalversiegelung von 10.250 m2 Fläche, 

hier gehen die Bodenfunktionen vollständig verloren. Zusätzlich erfolgt eine Teilversiegelung 

im Umfang von 5.618 m2 Fläche, die dem Naturhaushalt künftig nur noch eingeschränkt zur 

Verfügung stehen. Sofern die Beschaffenheit des Baugrundes dies lokal zulässt, ist vorgese-

hen, eine Planumsschicht mit einer möglichst hohen Wasserdurchlässigkeit zu verwenden. 

Durch geeignete Maßnahmen des Bodenschutzes werden die baubedingten Beeinträchtigun-

gen von Böden minimiert und es wird Bodenkontaminationen vorgebeugt (siehe Kap. 4: M1: 

Technische Optimierung der Gleisanlage und der Durchlassbauwerke bzgl. Passierbarkeit von 

Amphibien).  

Durch das geplante Vorhaben ist bezüglich der Schutzgüter Boden und Fläche mit keinen 

erheblich nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

Schutzgut Wasser 

Aufgrund der Entfernung des Wasserschutzgebietes Hohenthurm mit ca. 300 m zum Vorha-

bengebiet, sind keine Beeinträchtigungen während der Bauausführung sowie während des 

Betriebes zu erwarten. Das Wasserschutzgebietes Hohenthurm ist von der Planung nicht be-

troffen. 

Im Zuge der Bauausführung wird Vorsorge getragen, um Kontaminationen und Devastierun-

gen der Böden und damit Einträge von Schadstoffen in den Grundwasserkörper zu vermeiden 

(siehe Kap. 4: M1: Technische Optimierung der Gleisanlage und der Durchlassbauwerke bzgl. 

Passierbarkeit von Amphibien).  

Anlagenbedingt werden die neu zu versiegelnden Flächen (siehe Schutzgut Boden) dem 

Grundwasserhaushalt als Versickerungsflächen entzogen. Laut der Kurzbeschreibung (Ja-

nuar 2020 – März 2020) der Antragsunterlagen besteht die Möglichkeit bei guter Versicke-

rungsmöglichkeit und geringer Frostgefährdung eine Entwässerung durch das Planum direkt 
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in den Untergrund oder eine seitliche Entwässerung über einen Versickerungsgraben zu rea-

lisieren. Für schlechte Versickerungswerte im Trassenbereich ist vorgesehen, das Oberflä-

chenwasser in Gräben oder durch Tiefenentwässerung zu fassen und zentral z.B. durch Rigo-

len zu versickern.  

Insgesamt ist durch das geplante Vorhaben bezüglich des Schutzgutes Wasser mit keinen 

erheblich nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

Schutzgüter Luft und Klima 

Die baubedingten Wirkungen des Vorhabens sind aufgrund ihrer zeitlichen und räumlichen 

Begrenzung nicht geeignet, das Klima und die Güte der Luft relevant zu beeinflussen. Be-

triebsbedingt kommt es zu einer Reduzierung des CO2-Ausstoßes durch Verlagerung der 

Transporte auf den Bahnverkehr. Eine Änderung des Einflusses auf die lokalklimatischen Ver-

hältnisse ist durch den relativ kleinflächigen Gleisbau nicht zu erwarten.  

Insgesamt ist durch das geplante Vorhaben bezüglich der Schutzgüter Klima und Luft mit kei-

nen erheblich nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

Schutzgut Landschaft 

Die ursprüngliche Lage des Gleises gemäß des B-Plans Nr. 1 vom 06.03.2002 wurde überar-

beitet. Die neu erarbeitete Variante verläuft vom Anschlussgleis randlich entlang des angren-

zenden Ackers, anstatt diesen zu durchschneiden. Dadurch kommt es zu einer geringeren 

Landschaftszerschneidung. 

Durch das geplante Vorhaben ist bezüglich des Schutzgutes Landschaft mit keinen erheblich 

nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Im Vorhabengebiet bestehen begründete Anhaltspunkte auf Vorkommen archäologischer 

Fundstätten (vgl. Kap. 2). Somit sind vor Beginn der Erdarbeiten die zuständige Denkmal-

schutzbehörde bzw. das Denkmalfachamt einzubeziehen, um abzustimmen, inwiefern das Er-

fordernis einer archäologischen Baubegleitung der Bodenarbeiten besteht. Sollte sich darüber 

hinaus im Zuge der weiteren Bauarbeiten ein Verdacht auf das Vorhandensein von Boden-

denkmalen, Gegenständen von archäologischem Interesse o. ä. ergeben, sind die betreffen-

den Bereiche umgehend vor Zerstörung zu sichern. Auch in diesem Fall sind umgehend die 

o. g. Fachbehörden zur Abstimmung der weiteren Vorgehensweise zu benachrichtigen. Die 

Vorgaben des Denkmalschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt sind zu beachten. 

 

Durch das geplante Vorhaben ist bezüglich des Schutzgutes Kulturelles Erbe und sonstige 

Sachgüter mit keinen erheblich nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 

 


